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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
— Drucksache 13/5501 — 


Ausbildungsinadäquate Beschäftigung für Hochschulabsolventinnen 
und -absolventen 


Üblicherweise liegt das Durchschnittseinkommen von Hochschulabsol- 
ventinnen und -absolventen höher als das von Personen mit anderen 
Bildungsabschlüssen. Hier wird jedoch von Durchschnittswerten aus- 
gegangen, die als rechnerischer Mittelwert extreme Ungleichheiten und 
deren Verursachungsmechanismen vernachlässigen. Des weiteren be- 
stehen deutliche fach- und geschlechtsspezifische Unterschiede. 

Ebenso gibt es ein durchschnittlich niedrigeres Arbeitslosigkeitsrisiko 
für Hochschulabsolventinnen und -absolventen als für Erwerbspersonen 
mit niedrigeren formalen Qualifikationen. Je höher jedoch die Qualifi- 
kation ist, desto größer ist die Fülle der Möglichkeiten, in der sie aus- 
bildungsinadäquat eingesetzt werden. Aber auch dann sind Hoch- 
schulabsolventinnen und -absolventen privilegiert - im individuellen 
Verdrängungsprozeß . 


Vorbemerkung 

Die Erforschung des Fragenkomplexes einer nicht dem erreichten 
Ausbildungsstand entsprechenden (auch sogenannten unter- 
wertigen) Beschäftigung steht in Deutschland - gegenüber bei- 
spielsweise den USA - erst am Anfang. Erste Untersuchungen zu 
diesem Thema wurden dazu bisher vom Institut der Deutschen 
Wirtschaft (IW) und vom Institut für Arbeitsmarkt- und Be- 
rufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit (lAB) vorgelegt, in 
der Fachwelt jedoch als nicht hinreichend fundiert angesehen. 
Mit der vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie (BMBF) geförderten und von Felix 
Büchel/Gernot Weißhuhn erstellten Studie zur „Ausbildungs- 
inadäquaten Beschäftigung der Absolventen des Bildungssy- 
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Sterns"^) ist nun der Versuch unternommen worden, differenzierte 
Daten auf der Grundlage des sozio-ökonomischen Panels (SOEP) 
zu erfassen. Die Daten des SOEP erlauben eine genauere Zu- 
ordnungsmöglichkeit von Art der Beschäftigung und dem Aus- 
bildungsabschluß. Ferner wird differenziert nach Hochschulab- 
schluß und Abschluß der beruflichen Bildung, nach Alter, Ge- 
schlecht und Beschäftigungsbereich sowie nach Einkommen. Für 
die „alten" Länder wurden die Jahre 1984 und 1993 untersucht, 
für die „neuen" Länder 1991 und 1993. 

Noch handelt es sich bei den Ergebnissen der Studie um eine 
„Momentaufnahme". Voraussetzung dafür, daß mit den Ergeb- 
nissen über das Ausmaß inadäquater Beschäftigung z. B. die Aus- 
sagefähigkeit der Arbeitslosenzahlen ergänzt und eine differen- 
ziertere Interpretation von Qualifikations-Bedarfsprojektionen 
ermöglicht wird, ist, daß diese Analysen kontinuierlich weite- 
reführt werden. Deshalb hat der BMBF die Weiterführung dieser 
Studie beschlossen und in Auftrag gegeben. Die Auswertung 
auch der neuesten Daten des SOEP werden voraussichtlich noch 
Ende diesen Jahres vorliegen. 


1 . Kann die Bundesregierung die Werte der vom Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie in Auftrag gege- 
benen Studie von Felix Büchel und Gernot Weißhuhn („Aus- 
bildungsinadäquate Beschäftigung von Absolventen des Beschäfti- 
gungssystems") bestätigen, daß bei den Hochschulabsolventinnen 
und -absolventen gerade „die jüngste Altersgruppe das mit Abstand 
größte Risiko einer unterwertigen Beschäftigung (trägt)" (S. 17), und 
wertet sie die Entwicklung in jüngeren und mittleren Altersgruppen 
als einen „erster{n) deutliche(n) Indikator für zunehmende Probleme 
(...) bei der Einmündung auf einen ausbildungsadäquaten Arbeits- 
platz und der Konsolidierung dieser Position im Zuge der ersten 
Karrierejahre" (S. 18)? 

Wenn ja, welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung hieraus? 

Wenn nein, wie schätzt die Bundesregierung das Risiko unterwer- 
tiger Beschäftigung für die jüngste Altersgruppe im Vergleich zur 
Gesamtheit der Hochschulabsolventinnen und -absolventen ein? 


Nach der Studie von Büchel/Weißhuhn scheinen (sowohl in den 
alten wie in den neuen Ländern) die beiden jüngsten Alters- 
gruppen der 29jährigen und der 30 bis 44jährigen unter den 
Hochschulabsolventinnen und -absolventen das größte Risiko 
einer unterwertigen Beschäftigung zu tragen - mit wachsenden 
Anteilen im jeweiligen Untersuchungszeitraum (im Westen: von 
17,1 % auf 19,8 % unter den 29jährigen und von 9,7 auf 15,8 % bei 
den 30 bis 44jährigen. Im Osten von 20,9% auf 33,0% bei den 
29jährigen, von 18,7% auf 25,8% bei den 30 bis 44jährigen). Zu- 
sätzliche (multivariate Analysen) zeigen jedoch, daß der Einfluß 
der Altersvariable kein signifikanter Faktor in bezug auf Arbeits- 
platzadäquanz ist (vgl. auch Büchel/Weißhuhn, Seite 55). 

Der geringere Anteil von älteren Höherqualifizierten auf nicht 
adäquaten Arbeitsplätzen ist darauf zurückzuführen, daß Frauen 
und Fachhochschulabsolventen hier (noch) unterrepräsentiert 

1) Felix Büchel/Gemot Weißhuhn, Ausbildungsinadäquate Beschäftigung der 
Absolventen des Bildungssystems - „Berichterstattung zur Struktur und Ent- 
wicklung unterwertiger Beschäftigung in West- und Ostdeutschland" (hrsg. von 
der Wissenschaftlichen Dokumentation der TU Berlin, 1996). 
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sind. Neuere Untersuchungen^) lassen eher vermuten, daß eine 
Kombination von personen- und/oder arbeitsplatzbezogenen 
Risikofaktoren für die Häufigkeit und das Ausmaß ausbildungs- 
inadäquater Beschäftigung signifikanter ist als das Alter, ln die- 
sem Zusammenhang ist auch von Bedeutung, daß - obwohl sich 
das Studienwahlverhalten von Frauen und Männern tendentiell 
annähert Frauen noch immer in stärkerem Maße Studienfächer 
mit schlechteren Beschäftigungschancen wählen. Aber auch 
zu dieser Frage, in welchem Maße das Risiko unterwertiger Be- 
schäftigung von spezifischen personen- und/oder arbeitsplatz- 
bezogenen Risikofaktoren abhängt, ist der Forschungsbedarf 
noch erheblich.'^) 

Im Vergleich zur Gesamtheit der Hochschulabsolventinnen und 
-absolventen liegt - so das Ergebnis der Studie - das Risiko unter- 
wertiger Beschäftigung für die jüngste Altersgruppe um 5 bis 6 % 
höher. 

Generell läßt die künftige Entwicklung von Bedarf und Ange- 
bot an Erwerbspersonen mit abgeschlossener Hochschulausbil- 
dung - bei allen Unsicherheiten, die mit solchen Projektionen 
verbunden sind - erwarten^), daß auch für Hochschulabsolventen 
in Zukunft mit größeren Schwierigkeiten als bisher beim Über- 
gang vom Bildungs- in das Beschäftigungssystem zu rechnen ist. 
Hierzu tragen ein insgesamt wachsendes Arbeitskräfteangebot 
und beim Arbeitskräftebedarf eine begrenzte Aufnahmefähigkeit 
der öffentlichen Hand sowie begrenzte Expansionsmöglichkeiten 
in den traditionellen Feldern einer selbständigen Tätigkeit bei. 
Hierbei kann diese begrenzte Aufnahmefähigkeit der öffentlichen 
Hand nicht ohne weiteres von der privaten Wirtschaft ausge- 
glichen werden, vor allem nicht bei gegenüber bisher unver- 
änderten Einkommen. 


2. Kann die Bundesregierung die Werte besagter Studie bestätigen, daß 
gerade bei Hochschulabsolventinnen eine deutliche Zunahme in- 
adäquater Beschäftigung zu verzeichnen ist (alte Bundesländer 1984 
17,9%, 1993 bereits 25,6%; neue Bundesländer 1991 22,8%, 1993 
bereits 36,6% (S. 16 und S. 27)? 

Wenn ja, welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung hieraus? 

Wenn nein, wie schätzt die Bundesregierung das Risiko unter- 
wertiger Beschäftigung für Frauen mit Hochschul-ZFachhochschul- 
ab Schluß in den neuen und alten Bundesländern ihrer Auffassung 
nach tatsächlich ein? 


Das herausragende Ergebnis dieser Studie betrifft in der Tat die 
Frauen - in mehrfacher Hinsicht und gleichermaßen in West- wie 
Ostdeutschland. Zu diesem Sachverhalt einige ausgewählte 
Daten: Zirka jede vierte Frau in den westlichen Bundesländern ist 
1993 ausbildungsinadäquat eingesetzt. Auffällig ist, daß Frauen 


2) Felix Büchel, Der hohe Anteil an unterwertig Beschäftigten bei jüngeren Aka- 
demikern: Karrierezeitpunkt oder Strukturwandel-Effekt? In: Mitteilungen aus 
der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, 29. Jg., 1996, Seite 279 bis 294. 

3) Ebd., S. 293. 

4) Vergleiche BLK-Heft 45, Beschäftigungsperspektiven der Absolventen des Bil- 
dungswesens - Analysen und Projektionen bis 2010 und Eolgerungen für die 
Bildungspolitik, Bonn 1995. 
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mit abgeschlossener Berufsausbildung dieses Niveau schon 1984 
erreichten - es bessert sich bis 1993 nur leicht. Bei Frauen mit 
FHS-/HS-Abschluß erhöht sich der Anteil bis 1993 sogar auf mehr 
als ein Viertel. Ostdeutsche Frauen mit abgeschlossener Be- 
rufsausbildung sind 1993 zu ca. 25 % ausbildungsinadäquat ein- 
gesetzt, solche mit Ingenieur-/FS/HS- Abschluß zu ca. 36%. In 
Westdeutschland müssen Frauen mit abgeschlossener Berufsaus- 
bildung auf stark unterwertigen Arbeitsplätzen bis zu 25% Ein- 
kommenseinbußen hinnehmen. Bei erwerbstätigen Frauen mit 
FHS-/HS-Abschluß, die auf unterwertigen Arbeitsplätzen einge- 
setzt sind, erreichen die Einkommenseinbußen fast 50 %. Auch in 
Ostdeutschland sind die Einkommensverluste für Frauen mit ab- 
geschlossener Berufsausbildung bei unterwertiger Beschäftigung 
erheblich höher als für Männer. In der Kategorie „Ingenieur-/FS-/ 
HS- Abschluß" pendelt sich der Anteil auf hohem Niveau (knapp 
30%) ein. Falls Frauen somit keinen ausbildungsadäquaten Ar- 
beitsplatz finden, müssen sie nicht nur Verluste in der Qualität der 
Tätigkeitsinhalte und eine Schwächung der Karriereoption hin- 
nehmen, sondern darüber hinaus auch empfindliche Einkom- 
mensverluste akzeptieren. 

Vor dem oben geschilderten Hintergrund stellt sich die Frage nach 
den Möglichkeiten von bildungs- und arbeitsmarktpolitischen 
Förderstrategien, um die beobachteten geschlechtsspezifischen 
Chancenunterschiede zu nivellieren. Eine gezielte Förderung 
setzt jedoch zunächst eine noch genauere Kenntnis der Spezifika 
der Arbeitsmarktbedingungen für Frauen voraus. Hierzu ist für 
Deutschland noch kein hinreichendes empirisches Bild verfügbar. 
Diese Lücke soll durch ein Projekt geschlossen werden, das 
der BMBF bereits vergeben hat. Es soll Arbeitsmarktbedingun- 
gen und sozio-ökonomische Bestimmungsgründe ausbildungs- 
inadäquater Beschäftigung von Frauen in West- und Ostdeutsch- 
land analysieren. Durchgeführt wird dieses Projekt wiederum 
von Büchel/Weißhuhn. Die Studie wird für West- und Ost- 
deutschland getrennt durchgeführt. Sie stützt sich auf die neue- 
sten verfügbaren Daten (1995) des sozio-ökonomischen Panels. 
Eine getrennte Untersuchung der Verhältnisse von Frauen in 
West- und Ostdeutschland erscheint wegen der noch nicht ver- 
gleichbaren Umbruchsituation im Osten zu diesem Zeitpunkt 
noch gerechtfertigt. Die Ergebnisse dieses Projektes werden Mitte 
nächsten Jahres vorliegen. Zusätzlich hat die Bundesregierung 
eine Untersuchung zur Berufsintegration von Frauen aus tech- 
nischen und naturwissenschaftlichen Studiengängen von der HIS 
(Hochschulinformationssystem) GmbH durchführen lassen. Um 
den Berufseinstieg von Frauen aus diesen Studiengängen zu ver- 
bessern, fördert die Bundesregierung seit Ende letzten Jahres ge- 
meinsam mit den Ländern Nordrhein- Westfalen und Thüringen 
zwei Hochschulmodellversuche „Praxiskontakte von Studentin- 
nen in ingenieurwissenschaftlichen Studiengängen" an der TH 
Ilmenau und der Universität/GHS Paderborn. 


3. a) Hält 'die Bundesregierung die in besagter Studie vorgenommene 
Beschreibung für zutreffend, „daß eine Vielzahl von Akademi- 
kern zwar in eine Beschäftigung einmünden, jedoch - vergleicht 
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man formales Qualifikationsniveau und das Anforderungsniveau 
des Arbeitsplatzes - unterwertig bzw. ausbildungsinadäquat ein- 
gesetzt sind. Neben den .klassischen', in der öffentlichen Dis- 
kussion am plakativsten darstellbaren Fällen wie der Sozialpäd- 
agogin, die als Erzieherin arbeitet, oder dem Soziologen, der sich 
als Kellner oder Taxifahrer über Wasser hält (starke Quali- 
fikationsverluste), kann dies auch der Betriebswirtschaftler sein, 
der einen qualifizierten Buchhalter- Job ausübt (leichte/mittiere 
Qualifikationsverluste)'' (S, 2)? 

b) Sieht die Bundesregierung in besagter Beschreibung einen Ver- 
drängungseffekt gegenüber Personen ohne Hochschulabschluß? 

Wenn ja, welche Schlußfolgerung zieht sie hieraus? 

c) Ist es nach Auffassung der Bundesregierung sinnvoll aufgrund 
der in Frage 3 a vorgenommenen Beschreibung die Empfehlung 
auszusprechen, das Studium bestimmter Fächer nicht mehr auf- 
zunehmen? 

Wenn ja, für welche Fächer gilt dies? 


Die Studie kommt zu dem Ergebnis, daß knapp ein Fünftel aller 
westdeutschen Erwerbstätigen mit formalem Berufsabschluß 
unterwertig beschäftigt ist. Dieser Anteil geht im Untersuchungs- 
zeitraum sogar noch leicht zurück. Dagegen sind von den Ab- 
solventen mit FHS/HS-Abschluß 1984 „nur"' 12,1% ausbildungs- 
inadäquat beschäftigt; dieser Anteil steigt bis 1993 leicht an 
(13,8%). In Ostdeutschland lag 1991 der Anteil inadäquat Be- 
schäftigter unter den Absolventen mit Ingenieur-/FS/HS-Ab- 
schluß auf ähnlichem Niveau wie der prozentuale Anteil an der 
Gesamtheit aller ostdeutschen Erwerbstätigen mit formalem Be- 
rufsabschluß (ca. 19%). Bis 1993 waren dann 22,6% aller ost- 
deutschen Erwerbstätigen mit formalem Berufsabschluß unter- 
wertig eingesetzt, unter den Absolventen mit Ingenieur- /FS /HS - 
Abschluß waren es 27,9 %. 

Insofern sind die Ergebnisse für die ostdeutschen Absolventen mit 
Ingenieur-FS/HS- Abschluß im Vergleich zu denen der westdeut- 
schen Hochschulabsolventinnen und -absolventen, ein wenig 
schlechter - aufgrund der unsicheren Datenlage für Ostdeutsch- 
land aber auch als vorläufig zu bezeichnen. Bezogen auf die Ge- 
samtheit aller westdeutschen Erwerbstätigen mit formalem Be- 
rufsabschluß ist die Lage der FHS/HS-Absolventen deutlich gün- 
stiger. Auch hierzu sind die Ergebnisse der folgenden Studien 
abzuwarten. 

Nach vorliegenden Untersuchungen über das Ausbildungs- und 
Personalrekrutierungsverhalten von Betrieben ist zudem die Sub- 
stitution von Fachkräften - z. B. mit dualer Berufsausbildung oder 
Meisterfortbildung - durch Hochschul- bzw. Fachhochschulab- 
solventen bei der weit überwiegenden Zahl der Betriebe nach wie 
vor die Ausnahme (vgl. Berufsbildungsbericht 1995 und 1996, 
jeweils Teil II, Kapitel 1.4.1). 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht zu empfehlen, das Stu- 
dium bestimmter Fächer nicht mehr aufzunehmen. Die Entschei- 
dung für ein bestimmtes Studienfach kann prinzipiell nur von den 
Studierwilligen selbst entsprechend ihren Neigungen und Wün- 
schen und gemäß der eigenen Einschätzung der voraussichtlichen 
Berufsaussichten vorgenommen werden. Die Bundesregierung 
sieht es - auch angesichts der nicht zu übersehenden und perio- 
disch wiederkehrenden Disproportionen zwischen Bildungs- und 
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Beschäftigungssystem - vielmehr als ihre Aufgabe an, durch die 
Bereitstellung geeigneter Informations- und Beratungsangebote 
dem einzelnen Ausbildungs- und Berufsentscheidungen zu er- 
möglichen, die seine Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
berücksichtigen, aber auch die Anforderungen des Beschäfti- 
gungssystems nach differenzierten Qualifikationsprofilen. 

Studieninteressenten und Studierenden steht ein vielfältiges An- 
gebot an Informationsmöglichkeiten zur Verfügung. Ein Beispiel 
hierfür ist die vom BMBF geförderte, von der BLK und der Bun- 
desanstalt für Arbeit bereitgestellte (jährlich aktualisierte) Bro- 
schüre „Studien- und Berufswahl". Der BMBF fördert zudem eine 
Studie, die von der HIS GmbH durchgeführt wird und die sich mit 
dem Berufseintritt von Hochschulabsolventen verschiedener 
Fachrichtungen befaßt. Hieraus wurden in der letzten Zeit 
fächerspezifische Absolventenreports veröffentlicht, zuletzt die 
Absolventenreports Ingenieure (April 1996), Magisterstudien- 
gänge (1995) und Rechtswissenschaft (1995). Diese Studien ent- 
halten wichtige Hinweise für die derzeitige bzw. kurze Zeit zu- 
rückliegende Situation von Absolventen in der entsprechenden 
Fachrichtung auf dem Arbeitsmarkt. Als Prognoseinstrumente für 
zukünftige Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt können sie 
jedoch nur beschränkte Hinweise geben. 

Darüber hinaus stellt die Bundesanstalt für Arbeit für Studien- 
anfänger ausführliches Informationsmaterial zu^ Verfügung und 
berät im Rahmen ihrer Berufsberatung in individuellen Gesprä- 
chen. Das am 2. September 1996 vereinbarte Bund-Länder-Hoch- 
schulsonderprogramm III sieht umfangreiche Maßnahmen auch 
zum Ausbau der Studienberatung an Hochschulen vor. 


4. Stimmt die Bundesregierung der Schlußfolgerung der Studie zu, daß 
für „alle untersuchten Personengruppen durchweg zum Teil hohe 
Abschläge für unterwertige Beschäftigung gegenüber ausbüdungs- 
adäquater Erwerbstätigkeit" nachzuweisen sind, und daß dies zu 
„massiven volkswirtschaftliche (n) Verlusten" (S. 36) führt? 

Wenn ja, welche Strategie zur Behebung dieser massiven volkswirt- 
schaftlichen Verluste betreibt die Bundesregierung? 

Wenn nein, welche Schlußfolgerung zieht die Bundesregierung aus 
dem vorgelegten Datenmaterial? 

Die Studie kommt für die alten Bundesländer zu dem Ergebnis, 
daß Frauen mit abgeschlossener Berufsausbildung auf stark 
unterwertigen Arbeitsplätzen bis zu 25 % geringere Einkommen 
haben. In etwa vergleichbarer Höhe liegt der Einkommensver- 
lust für Männer mit FHS/HS-Abschluß (rd, 22%). Bei den er- 
werbstätigen Frauen mit FHS/HS-Abschluß, die auf unterwer- 
tigen Arbeitsplätzen eingesetzt sind, erreichen Einkommensein- 
bußen von rd. 46%. Falls somit hochqualifizierte Frauen keinen 
ausbildungs adäquaten Arbeitsplatz finden, müssen sie nicht 
nur Verluste in der Qualität der Tätigkeitsinhalte und eine 
Schwächung der Karriereoption hinnehmen, sondern darüber 
hinaus auch stärkere Einkommensverluste akzeptieren. Für Ost- 
deutschland sind aus verschiedenen Gründen (noch fehlende 
Ausdifferenzierung der Einkommensstruktur, Umbruchsituation 
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bei den Entlohnungsstrukturen) die Werte für 1991 partiell nicht 
zu erheben bzw. nicht aussagekräftig. Auf dieser bedingt aus- 
sagekräftigen Datenbasis kommt die Studie für Ostdeutschland zu 
dem Ergebnis, daß die Einkommensverluste für Frauen mit abge- 
schlossener Berufsausbildung bei unterwertiger Beschäftigung 
deutlich höher sind als für Männer (rd. 17% gegenüber 12,5%). 
In der Kategorie „Ingenieur-FS-/HS-Abschluß" pendelt sich der 
Anteil für Männer und Frauen auf hohem Niveau (knapp ein 
Drittel) ein. 

Derzeit untersucht das BMBF in einem speziellen Projekt die 
Frage, ob die aus unterwertiger Beschäftigung resultierenden 
- volkswirtschaftlich durchaus relevanten - Verluste einer Markt- 
wirtschaft inhärent, d.h., durch nicht zu vermeidende Allo- 
kationsverluste bedingt sind, oder ob vielmehr eine nationale 
Besonderheit vorliegt, die z.B. auf partielle Brüche zwischen Bil- 
dungs- und Beschäftigungssystem zurückzuführen ist. Diese Fra- 
gen lassen sich allein mit einem internationalen Vergleichsansatz 
klären. Ein entsprechender empirischer Vergleich liegt für die hier 
angesprochene Thematik bisher ebenfalls nicht vor. 

Im Rahmen eines Projektes zum Thema „Struktur- und Einkom- 
menseffekte von ausbildungsinadäquater Beschäftigung: Ein 
Vergleich Deutschland/USA dessen Ergebnisse voraussichtlich 
im Frühjahr 1997 vorliegen, soll genau dies geklärt werden. Der 
besondere Ansatz dieses Projektes liegt darin, daß unterschied- 
liche Ausbildungsrenditen für die am Arbeitsplatz tatsächlich 
benötigten Ausbildungsjahre und (im Fall unterwertiger Beschäf- 
tigung) die „überschüssigen" Jahre ermittelt werden können. 
Damit kann untersucht werden, ob Qualifikationsverluste in 
den beiden untersuchten typischen entwickelten Industrielän- 
dern zu ähnlichen volkswirtschaftlichen (einkommensbasierten) 
Verlusten führen. Als Vergleichsdatenbasis zu dem deutschen 
Datensatz des sozio-ökonomischen Panels eignet sich die Panel 
Study of Income Dynamics (PSID). Dieser Datensatz war das Vor- 
bild bei der Implementierung des SOEP im Jahre 1984. Er weist 
eine ähnliche Struktur auf. Insofern ist hier ein direkter inter- 
nationaler Vergleich zu einem nahezu identischen Zeitpunkt 
möglich. 

Zudem soll in diesem Projekt die Situation einer besonders inter- 
essierenden Arbeitsmarktgruppe, den jungen Arbeitnehmerin- 
nen/Arbeitnehmer, speziell untersucht werden. Auch hierfür steht 
ein geeigneter Spezialdatensatz zur Verfügung. Dieser Datensatz 
verfolgt Abgangskohorten aus dem amerikanischen High School- 
System, das von nahezu allen Schülern durchlaufen wird. Im 
deutschen Vergleichsdatensatz SOEP werden aus allen verfüg- 
baren Beobachtungsjahren hinsichtlich Bildungsabschluß und 
Berufseintritt vergleichbare Zielgruppen extrahiert. Mittels einer 
Längsschnittbetrachtung derselben Personen sollen sechs Jahre 
später Vergleichsdaten gewonnen werden. 

Zusätzlich soll eine Betrachtung über diesen Sechs- Jahres-Zeit- 
raum auf Personenebene unter dem Aspekt erfolgen, Übergangs- 
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muster von und in unterwertige Beschäftigung sowie die (Längs- 
schnitt-)Entwicklung der Einkommen zu ermitteln. 


5. Teilt die Bundesregierung die Schlußfolgerung der Studie, daß 
„unabhängig von Qualifikationsniveau, Arbeitsmarktregion und Be- 
obachtungsjahr durchweg ungünstigere Situationen für Frauen als 
für Männer" (S. 369) feststellbar sind, und welche Konsequenzen 
zieht sie hieraus? 


Vergleiche hierzu die Antwort auf die Frage 2. 


6. Teilt die Bundesregierung die in der Zeitschrift „DER SPIEGEL" 
wiedergegebene Schlußfolgerung der Studie, daß „sich angesichts 
der hohen Hochschulkosten die Frage (stellt), ob das deutsche Bil- 
dungssystem am Bedarf vorbei ausbildet" (DER SPIEGEL Nr. 26/ 
1996, S. 86)? 


Bei der vermeintlichen Schlußfolgerung handelt es sich nicht um 
eine solche, zu der die Studie kommt, sondern um eine Mei- 
nungsäußerung der Zeitschrift „DER SPIEGEL". Es kann nur 
nochmal wiederholt werden, daß diese Studie erste Ergebnisse zu 
einem bisher ansonsten kaum erforschten Sachverhalt geliefert 
hat. Insofern sind die Ergebnisse dieser ersten Studie keinesfalls 
geeignet, eine Änderung von Bedarfsprojektionen zu begründen. 


7. a) Ist die Aussage in der Zeitschrift „DER SPIEGEL" zutreffend, daß 
„das im Dezember (1995) abgelieferte Werk" - besagte Studie von 
Felix Buchei und Gernot Weißhuhn (Förderkennzeichen 
P 0 277 00) - vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie (BMBF) „erst einmal ein halbes Jahr 
unter Verschluß (gehalten)" wurde (DER SPIEGEL Nr, 26/1996, 
S. 86)? 

Wenn ja, aus welchen Gründen erfolgte die „Unterverschluß- 
haltung"? 

Wenn nein, woran liegt es, daß die vom BMBF geförderte Studie 
bisher nicht vom BMBF veröffentlicht wurde? 

b) Beabsichtigt die Bundesregierung, die besagte Studie von Felix 
Buchei und Gernot Weißhuhn als Publikation BMBF zu ver- 
öffentlichen? 

Wenn ja, wann? 

Wenn nein, warum nicht? 


Die in der Zeitschrift „DER SPIEGEL" zitierte Aussage ist unzu- 
treffend. Der Schlußbericht zur Studie wurde Ende Dezember 
1995 vorgelegt. Wie üblich, schloß sich daran die hausinterne 
Prüfung an. Anfang April 1996 wurde der Schlußbericht von den 
Verfassern noch einmal redaktionell überarbeitet. Gleichzeitig fiel 
die Entscheidung für eine zügige Veröffentlichung. Aus Sicht der 
Bundesregierung ist es vorrangig, daß die Ergebnisse von Förder- 
projekten zügig der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, 
nicht, wer sie veröffentlicht. In Absprache mit den Verfassern er- 
folgte die Veröffentlichung in einer Schriftenreihe der Techni- 
schen Universität. In Kürze werden die Ergebnisse zudem in einer 
Publikation des Verlags Duncker und Humblodt veröffentlicht 
werden. 
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